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«Nieder mit Hohenlohe!
Es lebe der König!» 1

Bäuerliche Proteste in NordWürttemberg

Sonja-Maria Bauer

Mit den oben zitierten Rufen zog eine Menge von

etwa 40 bis 50 Mann in der Nacht vom 5. auf den

6. März 1848 durch das hohenlohische Niederstet-

ten, drang schließlich in den frühen Morgenstun-
den des 6. März in die Domänenkanzlei beim fürst-

lichen Schloß ein, wo die Männer die dort aufbe-

wahrten Grundbücher sowie andere Akten anzün-

deten und zusammen mit demKanzleigebäude ver-

brennen ließen.

Die Ausschreitungen hatten schon am Abend des

5. März in Niederstetten begonnen. An diesem

Sonntag hielten sich gerade viele Leute wegen des

Viehmarkts im Städtchen auf 2
.

Zwischen 8 und

9 Uhr abends zogen etwa fünfzehn Personen vor

die Wohnung des fürstlich-hohenlohischen Hofrats

von Geßler und warfen dort einige Fenster im Un-

tergeschoß ein. Dieser Angriff wiederholte sich im

Verlauf des Abends noch zweimal im Abstand von

jeweils einer halben Stunde. In der Zwischenzeit

zog dieselbe Gruppe auch zum Haus des hohenlo-

hischen Rentamtmanns Riegel, wo ebenfalls die

Fenster eingeworfen wurden. Dies alles immer be-

gleitet von den Rufen: Nieder mit Hohenlohe! Es lebe

der König [von Württemberg]! oder Es lebe der König,

weg mit den Fürsten. Als die Leute am späteren
Abend zum dritten Mal vor dem Haus Geßlers er-

schienen, zertrümmerten sie die Haustür, drangen
in die Wohnung ein und zerstörten das Mobiliar.

Geßler war schon vorher wie auch der Rentamt-

mann Riegel aus Niederstetten geflohen. Die inzwi-

schen auf 40 bis 50 Männer angewachsene Menge -

in der Mehrzahl waren es Bewohner von Nieder-

stetten - zog danach den Schloßberg hinauf, wo -

wie vorhin beschrieben - die Domänenkanzlei in

Brand gesetzt wurde und bis auf die Grundmauern

niederbrannte. Ein Versuch zu löschen wurde nicht

unternommen.

Demokratische «Märzforderungen» in den Städten -

Auf dem Land Protest gegen die Grundherren

Der Gewaltausbruch in Niederstetten kam für alle

völlig unerwartet und löste allgemein große Bestür-

zung aus. Zwar waren die ersten Märztage des Jah-
res 1848 überall in Deutschland erfüllt von Pro-

testaktionen, die sich allerdings bis zu diesem Zeit-

punkt auf den städtischen Bereich beschränkt hat-

ten und in Württemberg relativ friedlich verlaufen

waren. Am 27. Februar hatte die Nachricht von der

Februarrevolution in Paris auch in Deutschland die

erste Protestaktion ausgelöst. In Mannheim fand

eine Volksversammlung statt, auf der zum ersten

Mal in Deutschland die Märzforderungen formu-

liert wurden, die so oder ähnlich in den folgenden

Tagen überall in Deutschland immer wieder gestellt
wurden: Das deutsche Volk hat das Recht zu verlangen:
Wohlstand, Bildung und Freiheit für alle Classen der Ge-

sellschaft, ohne Unterschied der Geburt und des Standes

[...weiterhin]:

1. Volksbewaffnung mit freien Wahlen der Offiziere.
2. Unbedingte Preßfreiheit.
3. Schwurgerichte nach dem Vorbilde Englands.
4. Sofortige Herstellung eines deutschen Parlaments 3 .
In den ersten Märztagen formulierten auch in Würt-

temberg Volksversammlungen - zum ersten Mal am

2. März 1848 in Tübingen und Heilbronn - in ähnli-

cher Weise diese Märzforderungen. Noch am 2. März

hob König Wilhelm von Württemberg die Presse-

zensur auf - ein erstes Zugeständnis. Weitere sollten

folgen. Die Protestaktionen in den Städten verliefen

in den nächsten Tagen relativ friedlich. Meist fanden

Versammlungen statt, auf denen Adressen bzw. Pe-

titionen formuliert wurden, die dann nach Stuttgart
an den König oder an die zweite Kammer, die ge-
wählte württembergische Abgeordnetenkammer,
geschickt wurden.

Zu ähnlich gewaltsamen Protesten gegen standes-

herrliche Rentämter und auch Schlösser wie in Nie-

derstetten kam es in den folgenden Tagen in ande-

ren ländlichen Gebieten, so im badischen Odenwald

seit dem 7. März und in Südhessen, ohne daß ein

Zusammenhang zwischen den Ereignissen in den

einzelnen Ländern festzustellen ist4 . Immer hatte es

die Menge in erster Linie auf die Rentamtsakten ab-

gesehen, in denen die bäuerlichen Abgabenver-
pflichtungen verzeichnet waren und mit deren Ver-

brennen diese Abgaben beseitigt werden sollten.

Meldung in der Stuttgarter Tageszeitung «Der Beobachter».
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Großer und Kleiner Zehnt, Wein- und Blutzehnt -

Handlohn und Sterbfall bei Hofübergabe

Die Gründe für die Unzufriedenheit der ländlichen

Bevölkerung waren immer dieselben. Sie wurden in

den nächsten Tagen und Wochen in zahlreichen Pe-

titionen an die zweite Kammer in Stuttgart oder

den König selbst formuliert. Die Petition der Ge-

meinde Dörzbach vom 8. März an den König mag
stellvertretend für andere stehen: Wir würden uns

glücklich schäl tjzen, im Jahr 1806 unter die württember-

gische Landeshoheit gekommen zu seyn, wenn nur damit

auch diejenige[n] Abgaben, welche wir unseren Grund-

herrn [...] entrichten müssen, aufgehoben worden wären.

Diese Lasten übersteigen nicht nur die Staats-, sondern

auch die Corporations Steuern [Gemeinde- und Ober-

amtsabgaben], und sind für uns so drü[c]kend, daß,
wenn nicht schleunige Abhülfe erfolgt, die Verarmung
und Unzufriedenheit aufs höchste steigen müßtefn].
Diese Abgaben bestehen in 5 Procent Sterbfall, nicht nur

von der Liegenschaft, sondern auch von der Fahrniß
[d.h. vom beweglichen Besitz], ohne Abzug der

Schulden, in 5 Procent Handlohn, in einer bedeutenden

Summe jährlicher Gefälle, sodann in dem Frucht-, Wein-

u. Blutzehnten; sodann wurden der Gemeinde [...] noch

viele andere Lasten, z.B. die Baulast an der Kirche, dem

Pfarr- und Schulhaus [...] aufgebürdet. Außerdem for-

derte die Gemeinde, daß der ortsansässige Adel

nicht nur zur Staatssteuer, sondern auch zu den Ge-

meindeabgaben herangezogen werden müsse, wo-

von dieser bisher aufgrund seiner privilegierten

Stellung befreit war
5 .

In dieser und anderen Petitionen drückte die ländli-

che Bevölkerung die Gründe für ihre Unzufrieden-

heit aus. Teilweise wurden die bäuerlichen Kläger
bei der Formulierung ihrer Bittschriften von rechts-

kundigen Verwaltungsleuten aus den Städten un-

terstützt, beispielsweise von dem Rechtskonsulen-

ten Müller aus Künzelsau, der auch Abgeordneter
der württembergischen zweiten Kammer sowie

Vorsitzender des Hohenloher landwirtschaftlichen Ver-

eins war 6
,

oder dem Verwaltungsaktuar Bumiller

aus Schrozberg, der Eingaben für die wegen der

Unruhen in Niederstetten angeklagten Männer or-

ganisierte7
.

Die geäußerten Klagen waren immer wieder diesel-

ben. Die ländliche Bevölkerung beschwerte sich über

den Zehnten, die Abgabe von der Ernte, die als

Großer Zehnt von der Getreideernte und als Klemer

Zehnt von den übrigen Früchten an den Grundherrn

abgeliefert werden mußte. Dazu kamen noch Wein-

zehnt und häufig der Blutzehnt, die Abgabe vom Vieh-

bestand. Der Große und Kleine Zehnt, der 1848 überall

in Württemberg noch bestand, bildete in der Regel

die umfangreichste Abgabenleistung an den Grund-

herrn. Dennoch wurde gerade diese Abgabe von den

Bauern meist nicht grundsätzlich in Frage gestellt. Sie

forderten jedoch häufig, ihn in eine fixe Getreide-

oder Geldabgabe zu verwandeln und vor allem auch,
ihn für öffentliche Aufgaben in der Gemeinde zu ver-

wenden, wie den Schul- und Kirchenbau 8 .

Das Gebäude der Domänenkanzlei beim Schloß in Nieder-

stetten. Die Domänenkanzlei brannte mit den grundherrlichen
Akten in der Nacht vom 5. auf den 6. März 1848 bis auf die

Grundmauern ab.

«Der Beobachter», ein Volks-Blatt aus Württemberg, vom

7. März 1848.
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Wesentlich mehr Anstoß erregte in Hohenlohe

schon seit den 30er Jahren des 19. Jahrhunderts die

auch in der Dörzbacher Petition beklagten Abgaben
Handlohn und Sterbfall. Beide Abgaben waren Laude-

mien, Besitzwechselgebühren, die bei der Übergabe
eines Hofes an einen Nachfolger (Handlohn) bzw.

beim Tod des bisherigen Besitzers (Sterbfall) fällig
wurden und immer gemeinsam auf einem Gut la-

steten. Während der Zehnt regelmäßig jedes Jahr

abgeliefert werden mußte, waren die Laudemien un-

stetige Abgaben, die für den Besitzer bzw. neuen Be-

sitzer eines Gutes eben nur bei den genannten Gele-

genheiten anfielen, dann aber mit teilweise erhebli-

chen Beträgen zusätzlich zu den anderen regel-
mäßigen Abgaben zu Buche schlugen. Für die Ho-

henloher Bauern wurden diese Laudemien vor al-

lem auch deshalb zum Stein des Anstoßes, weil sie

in Altwürttemberg weitgehend unbekannt waren,

sie sich als Hohenloher also gegenüber den Bewoh-

nern des ehemaligen Herzogtums Württemberg be-

nachteiligt fühlten’.

Bei derRechtsstellung der bäuerlichen Untertanen

zerfällt das Königreich in Alt- und Neuwürttemberg

Tatsächlich zerfiel das Königreich Württemberg in

der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts bezüglich der

bäuerlichen Rechtsstellung in zwei verschiedene

Bereiche, nämlich in das Gebiet des ehemaligen
Herzogtums Württemberg (Altwürttemberg) und

in die standesherrlichen Gebiete, das waren ehe-

mals reichsunmittelbare Fürstentümer und Ritter-

schaften, die durch die napoleonischen Gebietsver-

änderungen 1806 unter württembergische Herr-

schaft gekommen waren, wie beispielsweise die

standesherrlichen Gebiete der Fürsten von Wald-

burg in Oberschwaben und eben die der Hohenlo-

her Fürsten in NordWürttemberg. Den ehemals

reichsunmittelbaren Fürsten und nunmehrigen
Standesherren wurden im Artikel XIV der Deut-

schen Bundesakte vom 8. Juni 1815 all diejenigen
Rechte und Vorzüge zugesichert [...], welche aus ihrem

Eigentum und dessen ungestörtem Genüsse herrühren

und nicht zu der Staatsgewalt und den höheren Regie-
rungsrechten gehören.
Als der württembergische König am 18. November

1817 mit dem 11. Edikt, die Aufhebung der persönlichen
Leibeigenschaftsgefälle, Ablösung und Verwandlung der

Feudalabgaben betreffend, den Beginn der Grundent-

lastung in Württemberg einläutete und dadurch die

persönliche Leibeigenschaft und der Lehensver-

band in Württemberg aufgehoben und bestimmte

Grundabgaben ablösbar wurden, beriefen sich die

Standesherren auf den Artikel XIV der Bundesakte

und setzten durch, daß das Edikt von 1817 nicht auf

ihre Gebiete angewendet werden und auch in der

Folgezeit eine Ablösung der Grundlasten in ihren

Gebieten nur mit ihrer Zustimmung begonnen wer-

den durfte 10

.
Erst durch die Ablösungsgesetze von

1836, durch die in Württemberg vor allem Fronen

und Dienstgelder ablösbar wurden, kam auch in

den standesherrlichen und ritterschaftlichen Gebie-

Niederstetten mit

Schloß Haltenberg-
stetten, das bis 1844

und dann wieder ab

1865 Wohnsitz der

Familie des Fürsten

von Hohenlohe-

Jagstberg war. Nach

einem Ölgemälde im

Schloß, um 1830.

Der Gewaltausbruch

in Niederstetten in

der Nacht vom 5. auf
den 6. März 1848

wirkte wie ein Signal
für eine ganze Serie

bäuerlicher Gewalt-

aktionen zu Beginn
der Märzrevolution

in Württemberg.
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ten Bewegung in die Ablösungsfrage. Diese Gesetze

wurden nun auch dort durchgeführt - mit zwei

Ausnahmen, den Herrschaften Oettingen-Spielberg
und Oettingen-Wallerstein”.

Ausgenommen von der Ablösung blieben jedoch
weiterhin die Laudemien, Handlohn und Sterbfall,
und dies hatte für die bäuerliche Bevölkerung in

Hohenlohe in mehrfacher Hinsicht negative Folgen.
Erstens empfand sie sich immer häufiger als «Bür-

ger zweiter Klasse» in Württemberg, da sie mehr

Abgaben zu leisten hatte als die Bauern in Altwürt-

temberg. Zweitens stieg in den 30er Jahren die

Höhe von Handlohn und Sterbfall an, da die

Grund- und Standesherren immer häufiger dazu

übergingen, den Wert des Hofes, von dem diese

Abgaben erhoben wurden, nicht mehr nach dem re-

lativ niedrigen Steuerschatzungsfuß zu berechnen,
sondern nach dem realen Verkehrswert. Dies war

zwar rechtlich möglich, wie eine Entscheidung des

Amtsgerichts Öhringen vom 9. Dezember 1832 dem

Haus Hohenlohe-Öhringen ausdrücklich bestätigte,
doch häuften sich in der Folge die bäuerlichen Kla-

gen über dieses Vorgehen. Es kam gerade wegen
der Laudemien auch öfters zu gerichtlichen Ausein-

andersetzungen von Bauern oder ganzen Gemein-

den mit Hohenloher Fürsten, nicht zuletzt auch,
weil die Höhe der Laudemien, - manchmal sogar in

benachbarten Orten - sehr verschieden sein konnte

und aufgrund der unterschiedlichen Berechnungs-
grundlage bis zu 30 Prozent des Gutswerts betra-

gen konnte 12
.

So wurden besonders Handlohn und Sterbfall, womit

die Hohenlohe'sehen und ritterschaftlichen Orte immer

noch belastet, während die unmittelbaren Königlichen
Orte längst davon befreit sind [, zum Symbol für die]
dem Volke so sehr verhaßten mittelalterlichen Ueberre-

ste(n) der Standes- und grundherrlichen Abgaben 13
,

gegen die die Bauern sich nun - im März 1848 -

wehrten, indem sie die Gleichstellung mit den alt-

württembergischen Untertanen forderten und dabei

- auch in geschickter Suche nach einem mächtigen
Verbündeten - an den württembergischen König
appellierten, wie gerade auch die Rufe der prote-
stierenden Menge in Niederstetten zeigten.

Fürsten undFreiherren in Hohenlohe unter Druck -

Proteste der Bauern vor Schlössern und Rentämtern

Das Abbrennen der fürstlichen Kanzlei beim Schloß

in Niederstetten wirkte wie ein Signal. In den näch-

sten Tagen kam es überall in Hohenlohe zu gewalt-
samen Aktionen vor standesherrlichen oder ritter-

schaftlichen Rentämtern oder auch Schlössern, die

allerdings nicht mehr die Dimension von Nieder-

Fürst Ludwig von

Hohenlohe-Bartenstein-

Jagstberg (1802-1850) mit

seiner Familie, um 1845.

Nach einem Gemälde im

Schloß Bartenstein. Fürst

Ludwig lebte bis 1844 mit

seiner Familie auf Schloß
Haltenbergstetten. Als sein

Vetter Karl von Hohen-

lohe-Bartenstein 1844 ohne

männlichen Erben starb,
erbte Fürst Ludwig auch

die Herrschaft Bartenstein

und verlegte daraufhin
seinen Wohnsitz nach

Schloß Bartenstein, heute

Gemeinde Schrozberg. In

Niederstetten blieb ledig-
lich die fürstliche Verwal-

tung. Beim Prozeß wegen
der Brandstiftung in Nie-

derstetten wurde als einer

von mehreren Gründen für
die Unzufriedenheit der

Bevölkerung im Ort auch

die Tatsache genannt, daß
der Fürst die Stadt ver-

lassen hatte.
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stetten erreichten. Am 6. März demonstrierten Bau-

ern vor dem Rentamt in Amlishagen, Oberamt Ge-

rabronn, und verlangten von ihrem Grundherrn,
von Horlacher, die schriftliche Zusage, die Bauun-

terhaltskosten für Schule und Pfarrhaus zu über-

nehmen. Sie erhielten eine entsprechende Urkunde.

Am 7. März versammelten sich einige Hundert Ho-

henlohe Bartensteiner Grundholden (abgabepflichtige
Bauern) und verlangten von den fürstlichen Beam-

ten Zugeständnisse wegen ihrer AbgabenVerpflich-
tungen.
Arn 8. März brachte eine Menge von Männern und

Frauen dem fürstlichen Rentbeamten in Schrozberg,
Oberamt Gerabronn, eine Katzenmusik. Dies war

eine in der Revolution von 1848/49 sehr verbreitete

Form des Protestes, die sich vor allem gegen mißlie-

bige Beamte, Gemeindevertreter oder Abgeordnete
richtete. Bei einer solchen Aktion versammelten

sich die Demonstranten - unter ihnen oft auch

Frauen - mit allem «bewaffnet», was Lärm erzeu-

gen konnte: mit Töpfen, Stangen, Trommeln, Ras-

seln usw., vor dem öffentlichen Gebäude oder der

Wohnung des Betroffenen und veranstalteten einen

höllischen Lärm, der noch von entsprechendem -

natürlichnicht sehr melodiösem - Gesang, teilweise

auch von Beschimpfungen übertönt wurde. Einen

Tag später, am 9. März, fand gleichfalls in Schroz-

berg eine Volksversammlung statt, zu der nach

Schätzung des Oberamtmanns von Gerabronn sie-

ben- bis achthundert Teilnehmer aus allen Teilen

des Oberamts erschienen, um eine von Verwal-

tungsaktuar Bumiller und dem Abgeordneten der

zweiten Kammer Egelhaaf vorbereitete Adresse an

den König zu diskutieren und zu unterschreiben.

Am 10. März zogen rund 300 Bauern aus Lendsie-

del, hohenlohisch-kirchbergische Grundholden, vor

das Schloß in Kirchberg. Eine von ihnen entsandte

Deputation wurde vom Fürsten persönlich empfan-

gen und erhielt Zusicherungen über die Aufhebung
der Grundlasten und die Unterbindung von Wild-

schaden auf den Feldern - auch dies ein Mißstand,
der immer wieder von den Bauern beklagt wurde 14

.

Am selben Tag, an dem die Demonstration in Kirch-

berg stattfand, zogen auch mehrere hundert Bauern

unter Führung des Apothekers Frech vor das fürst-

lich-öhringische Rentamt in Ingelfingen, um die

Herausgabe der Rentamtsakten zu fordern. Der

Rentbeamte, der am Tag vorher gewarnt worden

war, war aus der Stadt geflohen. Nach Verhandlun-

gen mit Ingelfinger Bürgern stimmten die Bauern

zu, daß die Rentamtsakten in städtische Verwah-

rung genommen und dort versiegelt wurden. Dar-

aufhin verließen sie die Stadt wieder.

Einen Tag später, am 11. März, zogen in ähnlicher

Weise Bauern von der Gaisbacher Ebene zum Rent-

amt in Künzelsau. Dort wurden in ihrer Anwesen-

heit und unter Aufsicht des Künzelsauer Gemein-

derats und Bürgerausschusses ebenfalls die Rent-

amtsakten auf dem Rathaus deponiert und versie-

gelt. Am selben Tag erreichten auch in Pfedelbach

demonstrierende Bauern, daß die Akten des dorti-

gen Rentamts in einem Raum im fürstlichen Schloß

eingeschlossen wurden und der Schlüssel dem Ge-

meindepfleger übergeben wurde.

Der Verlauf der bäuerlichen Proteste zeigt, daß die

Bauern bei solchen Aktionen durchaus auf ein ge-
wisses Verständnis sowohl bei Gemeindebeamten

wie auch bei den staatlichen Beamten der Oberäm-

ter stießen. So berichtete Oberamtmann Schöpfer
von Künzelsau im März an das Innenministerium,
daß die Rentämter an den Bauernprotesten selbst

schuld seien, da sie bisher die Einsicht in die Lager-

Katzenmusiken wie die hier in der satirischen Zeitschrift
«Eulenspiegel» vom 18.3.1848 abgebildete richteten sich

als gewaltsame politische Unmutsäußerungen meist gegen
städtische Beamte und Behördenvertreter. Das Auftreten von

Männern in Frauenkleidern diente nicht nur der Tarnung,
sondern erhöhte noch den kritischen Gehalt der kollektiven

Aktion. Diese findet vor dem Rathaus statt, vor dem Stadt-

schultheißenamt.
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bücher entweder geradezu verweigerten oder doch sehr

erschwerten. Dabei sollten diese Lagerbücher eigent-
lich, so die Meinung Schöpfers, ohnehin gemein-
schaftliches Eigenthum sein'5

.

Verständnis für das Verhalten der Bauern äußerte

auch der Oberamtmann von Weinsberg. Er nannte

nicht nur die hohen Abgabenverpflichtungen und

die wirtschaftlich gedrückte Lage als Grund für die

Unzufriedenheit der ländlichen Bevölkerung, son-

dern betonte auch, daß vor allem manche fürstliche

Beamte die Wut der Bauern durch ungeschicktes
Verhalten ausgelöst hätten. Als Beispiel für einen

besonders verhaßten Beamten nannte er Hofrat

Geßler aus Niederstetten und erläuterte auch die

Ursache für dessen Unbeliebtheit. Der Fürst von

Bartenstein war 1837 nach fast 20jährigem Prozeß in

letzter Instanz zur Erweiterung der Kirche in Main-

hardt verurteilt worden. Den Künsten seines Hofraths
Geßler [so die Ausführungen des Oberamtmanns]
ist es aber gelungen, es dahin zu bringen, daß trotz des

gerichtlichen Erkenntnisses bis heute noch kein Stein zu

diesem Zwecke angeregt[l] worden ist und daß bis heute

von der 5000 Seelen zählenden Kirchen Gemeinde nicht
einmal der 10. Theil sich gemeinschaftlich dem Gottes-

dienst widmen kann.

Entsprechend urteilten auch der Ortspfleger und

der Obmann des Bürgerausschusses aus dem fürst-

lich-bartensteinischen Mainhardt: Die Leute sind dar-

über sehr ungehalten, daß ihnen der Fürst [seit 1844:

Fürst Ludwig von Hohenlohe-Bartenstein-Jagst-
berg] ihr gutes Recht in Betreff des Kirchenbaues so

lange vorenthält. Hier wird allerdings deutlich, daß

nicht nur Hofrat Geßler, sondern der Fürst selbst

von der betroffenen Bevölkerung in Mainhardt für

die Verzögerungstaktik beim Kirchenbau verant-

wortlich gemacht wurde16 . Streit um die Zuständig-
keit bei der Finanzierung von Kirchen- und Schul-

bauten war verbreitet und taucht als Klagepunkt
auch in zahlreichen Petitionen aus Hohenlohe auf,
wie auch die vorhin zitierte Petition aus Dörzbach

zeigt.
Am Ende der unruhigen Woche, die dem Brand in

Niederstetten gefolgt war, hofften einige hohenlohi-

sche Beamte, daß sich die Lage beruhigt habe. So

schrieb Oberamtmann Schöpfer - trotz der Ereig-
nisse in Ingelfingen und Künzelsau am Donnerstag
und Freitag - am Sonntag, dem 12. März 1848, an

seinen Kollegen in Öhringen: ...
es ist alles ruhig. Die

Gerüchte sind unwahr 17
.

Im benachbarten Oberamt

Weinsberg schätzten Ortspfleger und Sprecher des

Bürgerausschusses in Mainhardt zur selben Zeit die

Lage aber wesentlich kritischer ein. Die Stimmung
hier ist allerdings in Folge der Ereignisse in Frankreich

[und] in Folge der Ereignisse in Niederstetten

unruhig'8.

Die Grundholden der Freiherren von Weiler

und Gemmingen wollen nicht edelmännisch,
sondern königlich freie Württemberger sein

Gerade im Mainhardter Wald - allerdings nicht in

hohenlohischem Gebiet, sondern auf den Besitzun-

gen der Freiherren von Weiler und der Freiherren

von Gemmingen - kam es dann in der Nacht vom

Künzelsau, württem-

bergische Oberamts-

stadt am Kocher.

Lithographie von

F. Mayer, um 1825.

Am 11. März 1848

zogen die Bauern von

der Gaisbacher Ebene

zum fürstlich hohen-

lohischen Rentamt in

Künzelsau und er-

reichten, daß die Akten

mit den Abgabenver-
pflichtungen ins Rat-

haus geschafft und

versiegelt wurden.
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12. auf den 13. März zu den wohl größten bäuerli-

chen Gewaltausbrüchen während der Märzrevolu-

tion in Württemberg. Eine Menge von ungefähr 400

bis 500 Bauern aus Neuhütten und Umgebung -

dem sog. Burgfrieden - zog mit Beilen und Prügeln
bewaffnet zum Forstamt von Kreuzle, einem Teilort

von Neuhütten, zum Schloß Weiler und zur Burg
Maienfels. Überall suchten sie nach Akten und ver-

brannten sie, in der Hoffnung, sich auf diese Weise

von den ihnen verhaßten Abgabenverpflichtungen
zu befreien. In Weiler durchsuchten die Bauern das

Amtshaus mit der Wohnung des Amtmanns und

das gesamte Schloß samt Archiv, suchten überall

nach Papier, um auch kein Dokument zu überse-

hen, trugen alles, was sie gefunden hatten, vor dem

Schloß zusammen und verbrannten es. Dabei

wurde außer Papier weder aus der Wohnung des

Amtmanns noch aus dem Schloß irgend etwas ent-

wendet. Nachdem die Bauern gegen Morgen auch

die Akten von Schloß Maienfels verbrannt hatten,

zogen sie wieder zurück in ihre Heimatorte.

Auf ihrem Rückweg begegneten sie kurz vor

Neuhütten Oberamtmann Zais von Weinsberg, der

- noch in der Nacht alarmiert - mit mehreren Gen-

darmen nach Weiler aufgebrochen war, um sich ein

Bild von der Lage zu machen. Auch das von Zais

aus Weinsberg angeforderte Militär war gleichzeitig
zur Stelle. Nach dem Bericht des Oberamtmanns

waren unter den Bauern sowohl jüngere Leute wie

auch Bürger und sogar Gem[einde] Räthe. Es gelang
Zais, die Leute zur Heimkehr nach Neuhütten zu

überreden. Zais selbst reiste weiter nach Maienfels,
um sich auch dort den Schauplatz der bäuerlichen

Demonstrationen anzusehen. Auf dem Weg begeg-
nete ihm noch eine weitere Gruppe von 80 Män-

nern, meist Leute aus Brettach und Maienfels, die

zusammen mit den Bewohnern aus Neuhütten,
Kreuzle und Oberhambach an der nächtlichen Ak-

tion teilgenommen hatten. Diese Leute, die mit

ihrem Schultheiß und dem Gemeindepfleger unter-

wegs waren, erklärten, sie seien auf dem Weg nach

Neuhütten, um mit den dortigen Einwohnern eine

Adresse an den König zu verfassen. Sie wollten um

Aufhebung der Feudalabgaben [bitten]. Diesen Dru[c]k
können sie nun und nimmermehr ertragen, lieber woll-

ten sie sterben, als leben wie die Hunde. Sie wollen Men-

schen sein wie andere auch, sie wollen königlich freie
Würtemb[erger], nicht aber edelmännisch und wür-

femb[ergisch] zugleich [sein]. Zwei Blutegel saugen an

ihnen, die Herrschaft] G[emmingen] und die Herr-

sch[aft| Weiler, und obendrein komme noch der Staat

[...]. Es gelang dem Oberamtmann, auch diese Män-

ner zu beschwichtigen und zur Rückkehr in ihre

Heimatorte zu bewegen. Er konnte dabei auf das

neue, liberale Ministerium verweisen, das König
Wilhelm nach den ersten Märzdemonstrationen am

9. März unter Leitung des bisherigen Führers der li-

beralen Opposition, Friedrich Römer, berufen hatte.

Zais versicherte den Bauern, daß diese neue Regie-
rung ihre Forderungen erfüllen werde 19

.

Die gewaltsamen bäuerlichen Proteste in Niederstet-

ten und im Mainhardter Wald im Zeitraum von nur

einer Woche,, dazwischen immer wieder Demonstra-

tionen und Versammlungen von Bauern vor

Rentämtern und Schlössern, die sich auch noch nach

dem 13. März fortsetzten und von denen niemand

Petition der Gemeinde Obersöllbach als Beispiel für die Forde-

rungen der ländlichen Bevölkerung. «1. Um Befreyung des

Grund und Bodens, von den daraufhaftenden Feudal-Lasten.

(...) 6. ist uns eine gleiche Besteuerung wünschenswerth, und

daß wir auch gleich Altwürttemberg behandelt werden.»
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wissenkonnte, ob sie nicht zu noch größeren Gewalt-

ausbrüchen führen würden, - dies alles verfehlte sei-

nen Eindruckauf die Regierung in Stuttgart, auf die

zweite Kammer und vor allem auch auf die würt-

tembergischen Standesherren nicht. Der unerwartet

gewaltsame Ausbruch der Unzufriedenheit auf dem

Land erschreckte zutiefst und machte allen Beteilig-
ten klar: Das Problem der Grundentlastung mußte

nun endgültig und schnell geregelt werden.

Ein württembergisches Gesetz entlastet die Bauern

und sorgt für sehr günstige Abzahlungsmodalitäten

Die betroffenen adeligen Grundherren reagierten
als erste. Fast alle Zweige der Hohenloher Fürsten-

familie, die Chefs der Häuser Hohenlohe-Kirch-

berg, -Langenburg, -Öhringen und -Waldenburg,
veröffentlichten separate Erklärungen, in denen sie

ihre Bereitschaft betonten, dazu beitragen zu wol-

len, daß auf gesetzmäßigem Wege die Befreiung des

Grund und Bodens von den darauf haftenden Lasten und

die Entfernung des Wildschadens herbeigeführt wird -

so die Erklärung von Fürst Friedrich Karl von Ho-

henlohe-Waldenburg am 9. März20 .
Teilweise gingen die Zugeständnisse über reine Ab-

sichtserklärungen hinaus. So erließ der Fürst von

Hohenlohe-Kirchberg seinen Bauern im Revoluti-

onsjahr Handlohn- und Sterbfall-Zahlungen im

Wert von über 10.000 Gulden. Ebenso verzichteten

auf dieselben Forderungen auch der Freiherr von

Eyb in Dörzbach und der Freiherr von Racknitz in

Laibach im Oberamt Künzelsau 21 .

Mitte April 1848 konnte dann die Regierung ein er-

stes Ergebnis der Verhandlungen von erster (stan-

desherrlicher) und zweiter (Abgeordneten-)Kam-
mer vorlegen. Am 14. April wurde das erste einer

ganzen Reihe von Gesetzen zur Regelung der

Grundentlastung erlassen, das Gesetz, betreffend die

Beseitigung der auf dem Grund und Boden ruhenden La-

sten 22
. Es bestimmte, daß Alle aus dem Lehen- und

Grundherrlichkeits-Verband entspringenden bäuerlichen

Lasten [...], unter Aufhebung dieses Verbandes selbst ab-

zulösen sind. Ihm folgten bis 1849 noch weitere Er-

gänzungsgesetze, doch wurden durch dieses erste

Gesetz grundsätzlich die Kosten der Ablösung für

die Bauern geregelt. Sie mußten an die bisherigen
Grundherren das 12- oder löfache des Jahreswertes
ihrer bisherigen Abgaben bezahlen. Bei der Berech-

nung des Jahreswertes wurden - zugunsten der

Bauern - die Naturalienpreise der 20er Jahre zu-

grunde gelegt, was vor allem auch deshalb günstig
war, da diese Preise im Zuge der Agrarkrise der

40er Jahre stark angestiegen waren. Außerdem
konnte die Ablösungssumme in 25 Jahresraten bei

einer relativ niedrigen Verzinsung von 4 Prozent

getilgt werden. Zwischen Bauern und berechtigte
Grundherren trat eine staatliche Ablösungs-Kasse,
die die Berechtigten zunächst teils in bar, teils in

Obligationen ausbezahlte und an die die Bauern

dann ihre Jahresraten zu zahlen hatten.

So erhielten die württembergischen Bauern im

Zuge der Märzrevolution von 1848 eine Ablösung
unter ungewöhnlich günstigen Bedingungen zugestan-
den, was vor allem im Vergleich zum benachbarten

Baden deutlich wird. Zwar konnten die badischen

Bauern den Zehnten beispielsweise schon seit 1833

ablösen, doch war für sie zum einen der Entschädi-

gungsbetrag höher als für die württembergischen
Bauern, da er auf der Grundlage der aktuellen Na-

turalienpreise berechnet wurde, und zum anderen

mußten die badischen Bauern diesen Entschädi-

gungsbetrag in höchstens fünf Jahresraten zahlen,
was zur Folge hatte, daß sie vor allem in Realtei-

lungsgebieten die Belastung oft nicht tragen konn-

ten und den Hof aufgeben mußten 23

.

Die Regelung der Grundentlastung in Württemberg
durch das Gesetz vom 14. April wurde von allen Be-

teiligten akzeptiert. Dabei spielte bei den Grundher-

ren die Angst vor weiteren, vielleicht wieder gewalt-
samen Ausschreitungen eine Rolle, bei den Bauern

die Einsicht in die für sie sehr günstige Regelung. So

fand auch die Forderung des Gaildorfer Glasfabri-

kanten, Gottlieb Rau, nach entschädigungsloser
Aufhebung der Grundlasten, formuliert in der von

einer Volksversammlung am 12. März beschlosse-

nen Gaildorfer Erklärung, bei der überwiegenden
Mehrheit der Landbevölkerung - auch der Hohenlo-

her - keine Unterstützung 24. Die Bauern arrangier-

Reaktion auf den Brand in Niederstetten. Flugblatt, beigelegt
dem «Boten fürHohenlohe».
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ten sich mit der ihnen angebotenen Grundentlastung
gegen Entschädigung für die Grundherren. Gegen
Ende März verebbten die Bauernproteste.
Andere Themen der Märzrevolution traten nun

stärker in den Vordergrund wie die Wahlen zur

deutschen Nationalversammlung in Frankfurt, die

in Württemberg am 26. April durchgeführt wurden.

Als zwischen Juni und August 1849 per Gesetz in

Württemberg auch noch das Jagdrecht der Grundher-

ren außerhalb ihrer Privatbesitzungen und die

grundherrliche Gerichtsbarkeit und Polizeiverwal-

tung aufgehoben, außerdem die Besitzungen der

Standes- und Grundherren dem Gemeindeverband

eingegliedert wurden und diese nun auch zu den Ge-

meinde- und Amtssteuern herangezogen werden

konnten, waren praktisch alle Forderungen der stan-

desherrlichen Bauern erfüllt. Sie waren nun ganz kö-

niglich württembergisch, wie sie es zu Beginn der Revo-

lution gefordert hatten. Umgekehrt verloren die Stan-

desherren alle ihre Rechtstitel als Grundherren ge-

genüber ihren bisherigen Grundholden, ja sie waren

durch die Eingliederung ihrer Besitzungen in den Ge-

meindeverband einstigen Untertanen subordiniert wor-

den. Außerdem erlitten sie durch die Art der Ablö-

sung aus ihrer Sicht auch bedeutende finanzielle Ein-

bußen25 . Gewinner der Revolution von 1848/49 wa-

ren ganz klar die Bauern, besonders in den standes-

herrlichen GebietenWürttembergs, und nicht zuletzt

auch der württembergische König, der durch diese

Entwicklung die Standesherren als Rechtsträger zwi-

schen sich und den Untertanen in den neuwürttem-

bergischen Gebieten ausschalten konnte.

Zehnt-Ablösungs-Urkunde für die Parzelle Ermershausen, Gemeinde Niederstetten, und Sr. Durchlaucht, dem Fürsten Karl von

Hohenlohe-Bartenstein, Nachfolger des Fürsten Ludwig. Der Vertrag über die Ablösung der Zehntabgaben wurde am 26. Mai

1854 abgeschlossen.
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